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Über den Verlauf der US-Wahlen und die Reaktionen der deutschen 
Außenpolitik lässt sich nicht mehr viel sagen. Was in Berlin über den 
amtierenden US-Präsidenten und seine nächtlichen Vorhaben zur 
Beendigung der Stimmenauszählung gesagt worden ist, über seine 
Selbstausrufung zum Sieger, über eine kommende Schlacht vor den 
US-Gerichten wegen angeblichen Wahlbetrugs - das alles ist harmlos, 
weil es den tatsächlichen Entwicklungen nicht entspricht. Es 
unterbietet das Ausmaß der Gewalt, die den Idealen der bürgerlichen 
Demokratie angetan wird, im angeblichen Stammland ihrer 
Herrschaft, so als wäre das alles nur ein böses Zwischenspiel, ein 
gefährlicher Auftritt, der im kommenden Akt, mit Protagonisten der 
besseren Art, mit einem anderen Skript und einer deutschen 
Souffleuse den Ausgang des Dramas noch abwenden könnte. Aber 
dazu ist es zu spät. 
Die deutsche Außenpolitik hat vergeblich gehofft, zwischen zwei Unternehmern 
wählen zu können, von denen der eine dem genehmeren Typ der gemeinsamen 
Herkunft das Aussehen leiht, während der andere das Gewaltpotential einer 
illegalen Sanktionspolitik und die extralegalen Tötungsexzesse des US-Militärs 
völlig offen durchsetzt. Berlin hat gehofft, es könnte diskreter, mit der feineren 
Art derselben Gewalt zu Kompromissen gelangen, um die eigenen Sanktionen 
mit den eigenen Drohnen an den eigenen Orten deutscher Weltpolitik in 
Anschlag zu bringen. Aber dass die eigene Gewalt und die globale Gewalt der 
führenden Macht ein Ausmaß erreicht hat, das die innere Ordnung an der Basis 
zerstört und die Herrschaftsfraktionen in den Untergrund zieht, das hat Berlin 
nicht begreifen wollen und will es weiter nicht verstehen.
Was die deutsche Außenpolitik zu den Fraktionskämpfen anlässlich der US-
Wahlen zu sagen hat - man sei entsetzt über den Angriff auf die Ideale der 
bürgerlichen Demokratie -, hat mit den Idealen der bürgerlichen Demokratie 
nichts mehr zu tun. Es ist die innere Zersetzung der bürgerlichen Demokratie, 
die im US-amerikanischen Wahlkampf einen Geruch der Gosse verbreitet.
Dieser Gestank ist nicht neu.



Als der amtierende US-Präsident vor einem Jahr in Greenville (North Carolina) 
die in Somalia geborene Ilhan Omar, Mitglied der politischen Konkurrenz im US-
Repräsentantenhaus und Muslimin, vor einer brüllenden Menge zum Verlassen 
der USA aufforderte, stieg er in jenen Abgrund, aus dem der Gärstoff jeder 
zerfallenden Ordnung steigt. Die demagogische Rede, die mehreren 
respektablen, aber nicht-weißen Bürgern des Landes galt, quittierte das 
angefeuerte Publikum mit begeisterten Sprechchören "Send them back". In 
diesen Chören entblößte sich der Zustand, in dem die äußere und innere US-
Herrschaft schwankt und Faschisten hervorbringt (den präsidialen Faschisten 
und die, die er weckt).
Die deutsche Außenpolitik hat diese Szene nicht goutiert und hat vornehm 
getan, statt an die eigene Geschichte zu denken: Bedauerlich, aber kein Grund, 
an der sogenannten Wertegemeinschaft zu zweifeln. Berlin hat auf die andere 
Fraktion gesetzt. Nur ein Jahr später offenbart sich diese Wertegemeinschaft 
als ein apokalyptisches Bündnis, in dem es noch an einer Massenbewegung 
fehlt, um den Herrschaftstaumel der Führungsnation in eine autoritär-
faschistische Form zu gießen.
Die deutsche Außenpolitik taumelt dieser Enwicklung hinterher, tut so, als hüte 
Berlin die demokratische Flamme, aber ist bereit, mit den USA unterzugehen. 
Aber egal wer die Wahlen gewinnt: Das ist ein hoher Preis, um die deutschen 
Exportvorteile zu wahren und hinter dem Atomschild der USA weltweit zu 
expandieren. Der Preis ist zu hoch, doch wenn kein Wunder geschieht, wird 
Berlin ihn bezahlen.
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